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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Euro-
päischen Union; 

Energie: 
Konsultation bezüglich der Rationalisierung von 
Planungs- und Berichterstattungsverpflichtungen 
als Teil der Governance der Energieunion 
11.01.2016 - 22.04.2016 

Drs. 17/11015, 17/12279 

Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsver-
fahren zum Anlass um folgende Stellungnahme abzu-
geben: 

Der Bayerische Landtag begrüßt, dass die EU-Kom-
mission eine Rationalisierung der Planungs- und Be-
richterstattungsverpflichtungen im Bereich der Ener-
gieunion anstrebt. 

Bayern bekennt sich dazu und teilt insoweit die Auf-
fassung der EU-Kommission, dass die Entwicklung 

und Befolgung nationaler Energie- und Klimaschutz-
pläne zur Umsetzung der Ziele der Energieunion 
wichtig sind. Mit der Erreichung dieser Ziele der Ener-
gieunion und mit ihrer Evaluierung ist jedoch ein er-
heblicher Verwaltungsaufwand für die Mitgliedstaaten 
und die EU-Kommission verbunden, da eine Vielzahl 
unterschiedlicher europarechtlicher Planungs- und 
Berichtserstattungsverpflichtungen der EU-Kommis-
sion und der Mitgliedstaaten im Energie- und Klima-
schutzbereich in Kraft sind. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt Bayern das Bestreben der EU-Kommission, 
diese Planungs- und Berichtserstattungsverpflichtun-
gen im Energie- und Klimaschutzbereich zu verein-
heitlichen. Denn Bayern räumt der Deregulierung und 
dem Bürokratieabbau prinzipiell einen hohen Stellen-
wert ein. So ist in Bayern im letzten Jahr eine nach-
haltige 3-Säulen-Strategie auf den Weg gebracht 
worden, die insbesondere auf die Vereinheitlichung 
von Verwaltungsabläufen und die Zusammenfassung 
von Regelungen zu verwandten Materien und Fall-
gruppen abzielt und damit große Gemeinsamkeiten 
mit der geplanten Rationalisierungsstrategie der EU-
Kommission aufweist. 

Sollte die Rationalisierung der Planungs- und Bericht-
erstattungspflichten im Bereich der Energieunion in 
einen weiterreichenden Governance-Rahmen für die 
Energieunion eingebettet werden, so begrüßt dies der 
Bayerische Landtag unter Berücksichtigung des Sub-
sidiaritätsprinzips, soweit dadurch keine neuen Kom-
petenzen von Organen der EU oder Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten begründet werden. 

 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 


